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Grundlagensatzung der 
Medizinischen Universität Lausitz – Carl Thiem 

 
vom 14.09.2026 

 
 
Aufgrund von § 33 Absatz 1 und 2 des Brandenburgischen Universitätsmedizingesetzes (BbgUniMedG) vom 21. Juni 

2024 (GVBl. I Nr. 30, 44) in Verbindung mit § 23 Absatz 1 Satz 4 Nummer 8, § 26 Absatz 1 Satz 5 Nummer 1 und 

§ 34 Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie Absatz 2 und 3 BbgUniMedG erlässt der Übergangsaufsichtsrat die folgende 

Grundlagensatzung: 
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Präambel 
 
Die Medizinische Universität Lausitz – Carl Thiem ist 
eine Universität des Landes Brandenburg gemäß dem 
Gesetz zur Errichtung und Betrieb der Medizinischen 
Universität in der Lausitz (Brandenburgisches Univer-
sitätsmedizingesetz -BbgUniMedG). Sie erfüllt den 
Auftrag, Wissenschaft, Forschung und Lehre in der 
Medizin in enger Verbindung mit der universitären 
Krankenversorgung zu entwickeln und zu fördern. 
Darüber hinaus nimmt sie zugleich System- und Zu-
kunftsaufgaben wahr. In Verantwortung für die ge-
sundheitliche Versorgung der Bevölkerung, die Frei-
heit von Forschung und Lehre sowie die akademische 
Selbstverwaltung wirkt sie zum Nutzen des Gemein-
wohls, zur Stärkung des Gesundheitswesens und zur 
nachhaltigen Entwicklung der Lausitz.  
Die Entwicklung von Forschung, Lehre und Kran-

kenversorgung unter den gegebenen ökonomischen 
Bedingungen erfordern effektive und effiziente Struk-
turen und Prozesse. Mit dieser Grundlagensatzung 
werden die Organisationsstruktur und die Verant-
wortlichkeiten innerhalb der Universität geregelt. Ziel 
ist eine bestmögliche Erfüllung der gesetzlichen Auf-
gaben in Forschung, Lehre und Krankenversorgung 
bei gleichzeitig wirtschaftlichem Mitteleinsatz. Hierzu 
wird eine schlanke und agile Organisationsstruktur 
geschaffen, die schnelle, transparente und unbüro-
kratische Entscheidungsprozesse ermöglicht. 
 
§ 1 Rechtsstellung, Name 
 
Die Medizinische Universität ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Sie trägt den Namen „Medizini-
sche Universität Lausitz – Carl Thiem“ (MUL-CT).1 
 

§ 2 Aufgaben 
 
(1) Die MUL-CT ist Teil der in § 17 Satz 1 Nr. 28 

Investitionsgesetz Kohleregionen vorgesehe-
nen Modellregion Gesundheit Lausitz. Sie 
bringt durch die Forschungsschwerpunkte Ge-
sundheitssystemforschung und Digitalisierung 
des Gesundheitswesens die Entwicklung des 
Gesundheitssystems in der Modellregion Ge-
sundheit Lausitz und im gesamten Bundesge-
biet voran. Auch die Lehre und Ausbildung 
wird durch die Forschungsschwerpunkte zu-
kunftsfähig gestaltet. 

(2) Die MUL-CT nimmt die ihr in § 2 BbgUniMedG 
übertragenen Aufgaben wahr. 

 

§ 3 Organe und Gremien 
 
(1) Organe der MUL-CT sind der Wissenschafts-

senat, der Vorstand und der Aufsichtsrat. 
(2) Der Innovations- und Netzwerkrat ist ein Gre-

mium der MUL-CT. 
(3) Die MUL- CT kann weitere Gremien einrichten. 
 
§ 4 Wissenschaftssenat 

 
1 Die Gründungskommission der MUL-CT hat der Na-

mensgebung am 25.02.2026 zugestimmt. 

 
Die Zusammensetzung und die Aufgaben des Wis-
senschaftssenats richten sich nach den §§ 20 und 21 
BbgUniMedG. Im Übrigen gilt die Grundordnung. 
 
§ 5 Vorstand 
 
(1) Die Zusammensetzung und die Bestellung des 

Vorstands erfolgt gemäß den Vorgaben des § 
22 BbgUniMedG. Demnach gehören dem Vor-
stand als Mitglieder an: 
a) der Wissenschaftliche Vorstand, 
b) der Vorstand Krankenversorgung, 
c) der Kaufmännische Vorstand, 
d) der Pflegevorstand, 
e) der Digitalisierungsvorstand. 

(2) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsord-
nung. Die Geschäftsordnung des Vorstands 

wird dem Aufsichtsrat zur Zustimmung vorge-
legt. 

(3) Die Vorstandsmitglieder stimmen Zeit und 
Dauer von längeren Abwesenheiten mitei-
nander ab.  

(4) Der Vorstand Krankenversorgung übernimmt 
den Vorstandsvorsitz, wenn der Aufsichtsrat 
nichts anderes bestimmt. 

 
§ 6 Aufgaben des Vorstands 

 
(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der MUL-CT 

gemäß § 23 Absatz 1 BbgUniMedG in eigener 
Verantwortung und mit der Sorgfalt eines or-
dentlichen Kaufmanns nach Maßgabe der Ge-
setze, dieser Grundlagensatzung, seiner Ge-
schäftsordnung, der Anstellungsverträge so-

wie den Beschlüssen des Aufsichtsrates und 
den Anordnungen der Aufsichtsbehörde. Er ist 
für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht 
durch Gesetz dem Wissenschaftssenat oder 
dem Aufsichtsrat zugewiesen sind. 

(2) Die Vorstandsmitglieder vertreten die MUL-CT 
nach außen jeweils eigenständig in den Ange-
legenheiten ihres durch Gesetz, diese Grund-
lagensatzung und die Geschäftsordnung zu-
gewiesenen Geschäfts- und Verantwortungs-
bereichs. Der Wissenschaftliche Vorstand ver-
tritt die MUL-CT in akademischen Angelegen-
heiten. Die Geschäftsordnung kann bestim-
men, dass für bestimmte Rechtsgeschäfte 
oder Angelegenheiten die gemeinschaftliche 
Vertretung durch mehrere Vorstandsmitglie-
der erforderlich ist. Der Vorstand kann Voll-

machten zur gerichtlichen und außergerichtli-
chen Vertretung für einzelne Aufgabenberei-
che oder einzelne Rechtsgeschäfte erteilen. 
Die Vorstandsmitglieder können im Rahmen 
ihres Geschäfts- und Verantwortungsbereichs 
Untervollmachten erteilen. Das Nähere regelt 
die Geschäftsordnung. Erteilte Vollmachten 
können jederzeit widerrufen werden. 
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(3) Der Vorstand handelt grundsätzlich als Kolle-
gialorgan, soweit nicht durch das  
BbgUniMedG, diese Grundlagensatzung oder 
die Geschäftsordnung des Vorstands einzel-
nen Mitgliedern Aufgaben unmittelbar zuge-
wiesen sind. Entscheidungen des Vorstands 
werden nach dem Mehrheitsprinzip getroffen. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorstands Krankenversorgung. Sind Ent-
scheidungen von Forschung und Lehre be-
rührt, so kann eine Entscheidung des Vor-
stands nicht gegen die Stimme des Wissen-
schaftlichen Vorstands getroffen werden. 

 
§ 7 Fachliche Zuständigkeiten der Mitglieder 
des Vorstands, Zusammenarbeit der Mitglieder 
des Vorstands  

 
(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der MUL-CT 

gesamtverantwortlich nach einheitlichen Ziel-
setzungen, Plänen und Richtlinien. Unbescha-
det der Gesamtverantwortung des Vorstands 
sind den Vorstandsmitgliedern gemäß § 24 
BbgUniMedG fachliche Zuständigkeiten zuge-
ordnet (Ressorts).  

(2) Das Nähere zur Ressortverteilung ergibt sich 
aus der Geschäftsordnung des Vorstands. Im 
Rahmen der Ressorts handelt jedes Vor-
standsmitglied eigenverantwortlich. Ungeach-
tet dessen ist jedes Vorstandsmitglied ver-
pflichtet, die ressortbezogenen Interessen 
stets dem Gesamtwohl der MUL-CT unterzu-
ordnen. 

(3) Die Ressortzuständigkeit eines Vorstandsmit-
glieds berührt die Gesamtverantwortung des 
Vorstands nicht. Die übrigen Vorstandsmit-

glieder haben sich über alle für die Lage der 
MUL-CT und den Gang der Geschäfte ent-
scheidenden Daten und Angelegenheiten un-
terrichtet zu halten, um jederzeit auf die Ab-
wendung drohender Nachteile, auf wün-
schenswerte Verbesserungen oder zweckmä-
ßige Änderungen durch Anrufung des gesam-
ten Vorstands oder durch sonstige geeignete 
Maßnahmen hinwirken zu können.  

(4) Die Mitglieder des Vorstands arbeiten ressort-
übergreifend einvernehmlich zusammen. 

(5) Die Vorstandsmitglieder unterrichten sich ge-
genseitig laufend über wichtige Maßnahmen 
und Vorgänge in ihren Zuständigkeitsberei-
chen, die die Geschäftsführung betreffen. 

(6) Soweit Maßnahmen und Geschäfte eines Zu-
ständigkeitsbereiches zugleich einen oder 

mehrere andere Zuständigkeitsbereiche be-
treffen, muss sich das Vorstandsmitglied zu-
vor mit dem anderen beteiligten Mitglied oder 
den anderen beteiligten Mitgliedern abstim-
men. Kommt eine Einigung nicht zustande, ist 
eine Beschlussfassung des gesamten Vor-
stands herbeizuführen, soweit nicht eine so-
fortige Maßnahme nach pflichtgemäßem Er-
messen zur Vermeidung drohender Nachteile 
für die MUL-CT erforderlich ist. Hierzu ist um-
gehend der Vorstandsvorsitzende und 

nachgeordnet der gesamte Vorstand zu unter-
richten.  

(7) Eine Beschlussfassung des Vorstands ist zu-
dem immer erforderlich, wenn Beschlussge-
genstände nach § 23 Absatz 1 Satz 4 BbgUni-
MedG betroffen sind oder eine Maßnahme von 
besonderer Bedeutung entscheidungsgegen-
ständlich ist. Jedes Vorstandsmitglied kann 
zudem die Beschlussfassung des Vorstands 
über eine Maßnahme in seinem eigenen Zu-
ständigkeitsbereich oder dem Zuständigkeits-
bereich eines anderen Vorstandsmitglieds 
verlangen. 

(8) Das Hausrecht wird an der MUL-CT vom Vor-
standsvorsitzenden ausgeübt. Wenn der Vor-
standsvorsitzende und dessen Stellvertreter 
oder Stellvertreterin verhindert sind und zur 
Wahrnehmung der Sicherheitsbelange der 
MUL-CT ein sofortiges Einschreiten erforder-

lich ist, darf diese Befugnis im Einzelfall auch 
von den weiteren Vorstandsmitgliedern aus-
geübt werden. Der Vorstand erlässt eine 
Hausordnung mit für die Nutzung der Räum-
lichkeiten und des Geländes verbindlichen Re-
gelungen. 

 
§ 8 Wissenschaftsrelevante Entscheidungen  
 
(1) Bei Maßnahmen des Vorstands im Bereich von 

Forschung und Lehre, die in die Entschei-
dungszuständigkeit des Wissenschaftssenats 
fallen, ist das Einvernehmen mit diesem her-
zustellen. 

(2) Bei allen nicht von Absatz 1 umfassten Maß-
nahmen, die Forschung und Lehre berühren, 
ist das Einvernehmen mit dem Wissenschaft-

lichen Vorstand herzustellen. 
(3) Entscheidungen, die sich finanziell, personell 

oder strukturell nicht unerheblich auf For-
schung und Lehre auswirken, sind im Einver-
nehmen mit dem Wissenschaftssenat zu tref-
fen. Dies betrifft insbesondere Entscheidun-
gen, die sich beziehen auf:  
a) den Teilwirtschaftsplan Forschung und 

Lehre,  
b) die Errichtung und Auflösung von Klini-

ken, Instituten und sonstigen Organisati-
onseinheiten, 

c) die Errichtung, Änderung und Auflösung 
von Forschungsschwerpunkten.  

(4) Die Herstellung des Einvernehmens nach den 
Absätzen 1 bis 3 erfolgt in einem wechselsei-
tigen Informations- und Konsultationsprozess 

unter Beachtung der Vertraulichkeit. Es ist si-
cherzustellen, dass der Prozess nicht zur Ver-
zögerung unaufschiebbarer Entscheidungen 
führt. Kommt eine Einigung nicht zustande, 
können beide Seiten den Aufsichtsrat anrufen, 
welcher zunächst beratend mitwirkt. Bei un-
auflösbaren Divergenzen entscheidet der Auf-
sichtsrat unter besonderer Würdigung der Be-
lange von Forschung und Lehre. 

(5) Rechtzeitig vor dem Abschluss von Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen mit dem Land 
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Brandenburg ist dem Wissenschaftssenat Ge-
legenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 
§ 9 Aufsichtsrat  
 
(1) Die Zusammensetzung des Aufsichtsrats und 

die Bestellung von dessen Mitgliedern ist in § 
25 BbgUniMedG abschließend geregelt. 

(2) Der Aufsichtsrat arbeitet mit dem Vorstand 
zum Wohle der MUL-CT zusammen und über-
wacht die Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit 
und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung 
des Vorstands. Er trägt dafür Sorge, dass die 
MUL-CT die ihr obliegenden Aufgaben erfüllt. 
Zur Erfüllung dieser Beratungs- und Überwa-
chungsfunktion kann der Aufsichtsrat vom 
Vorstand jederzeit einen Bericht verlangen 
über Angelegenheiten der MUL-CT, die auf die 
Lage der Körperschaft von erheblichem Ein-

fluss sein können. 
(3) Der Aufsichtsrat entscheidet gemäß § 26 Ab-

satz 1 BbgUniMedG in grundsätzlichen Ange-
legenheiten der MUL-CT, soweit die Zustän-
digkeit in Angelegenheiten von Forschung und 
Lehre nicht im Wissenschaftssenat zugewie-
sen ist. Im Übrigen wird auf § 26 Absatz 1, 2 
und 3 BbgUniMedG verwiesen. 
 

§ 10 Weitere Gremien und Einrichtungen  
 
(1) Neben den Organen bestehen an der Medizi-

nischen Universität beratende und sonstige 
Gremien und Einrichtungen. Hierzu gehören 
insbesondere 
a) der Innovations- und Netzwerkrat, 
b) die Ethikkommission, 

c) weitere gesetzlich vorgesehene Beauf-
tragte und Gremien. 

(2) Die Gremien unterstützen die Organe der 
MUL-CT bei der Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben und wirken im Rahmen der ihnen gesetz-
lich zugewiesenen Zuständigkeiten mit. 

(3) Zusammensetzung, Aufgaben, Zuständigkei-
ten und Verfahren der Gremien bestimmen 
sich nach den gesetzlichen Vorschriften. Er-
gänzende Regelungen können durch beson-
dere Ordnungen getroffen werden, soweit ge-
setzlich zulässig. 

 
§ 11 Innovations- und Netzwerkrat  
 
(1) An der MUL-CT wird ein Innovations- und 

Netzwerkrat eingerichtet, in dem die gesetz-

lich festgelegten und darüber hinaus kooptier-
ten Mitglieder Teil des MUL-CT-Verbundes 
werden. Er wirkt als Gremium der MUL-CT 
und unterstützt insbesondere die strategische 
Entwicklung der Modellregion Gesundheit 
Lausitz, die Vernetzung von Wissenschaft, 
Versorgung, Wirtschaft und Gesellschaft so-
wie die Überführung wissenschaftlicher 

 
2 Das Einvernehmen mit dem Innovations- und Netz-
werkrat ist herzustellen (§ 27 Absatz 2 Satz 3 BbgUni-
MedG). 

Erkenntnisse in innovative Versorgungs- und 
Kooperationsmodelle.  

(2) Der Innovations- und Netzwerkrat setzt sich 
aus Vertreterinnen und Vertretern der MUL-
CT sowie aus externen Sachverständigen und 
Akteurinnen und Akteuren der Modellregion 
Gesundheit Lausitz zusammen. Die Mitglieder 
gemäß § 27 Absatz 3 Satz 3 und 4 BbgUni-
MedG werden vom Vorstand bestellt. Näheres 
regelt eine Geschäftsordnung.  

(3) Der Innovations- und Netzwerkrat hat insbe-
sondere folgende Aufgaben: 
a) Förderung von Kommunikation und Ko-

operation innerhalb der Modellregion Ge-
sundheit Lausitz, 

b) Entwicklung und Weiterentwicklung eines 
strategischen Rahmens für die Durchfüh-
rung gemeinsamer Projekte, insbeson-
dere in den Bereichen gesundheitliche 

und pflegerische Versorgung, Fachkräfte-
sicherung und Digitalisierung des Ge-
sundheitswesens,  

c) Erarbeitung von Empfehlungen an den 
Wissenschaftssenat oder die von ihm ein-
gesetzten Ausschüsse für den Einsatz von 
Mitteln, die zur Förderung der Vernet-
zung mit der Modellregion Gesundheit 
Lausitz zur Verfügung stehen. 

d) Förderung der interdisziplinären, sekto-
rübergreifenden und regionalen Koopera-
tionen der MUL-CT,2 

e) Unterstützung bei der Entwicklung, Er-
probung und Evaluation innovativer Ver-
sorgungs- und Organisationsmodelle im 
Rahmen der Modellregion Gesundheit 
Lausitz,² 

f)    Stärkung des Wissenstransfers zwischen 
Forschung, Lehre, Krankenversorgung 
und Praxispartnern.² 

 

§ 12 Koordinierungsstelle für Digitale Vernet-
zung  
 
(1) Die MUL-CT richtet eine Koordinierungsstelle 

für Digitale Vernetzung als zentrale Organisa-
tionseinheit im Geschäftsbereich des Digitali-
sierungsvorstands ein. Sie unterstützt die di-
gitale Vernetzung von Forschung, Lehre, 
Krankenversorgung und kooperierenden Ein-
richtungen sowie den Transfer digitaler und 
datenbasierter Innovationen in die Modellre-
gion Gesundheit Lausitz. 

(2) Maßnahmen, Konzepte und strukturelle Vor-

haben der Koordinierungsstelle mit klinischer 
Relevanz werden frühzeitig mit dem Vorstand 
für Krankenversorgung abgestimmt. Soweit 
Vorhaben einen wesentlichen Bezug zu For-
schung oder Lehre aufweisen, ist der Wissen-
schaftliche Vorstand zu beteiligen.  

 
§ 13 Gleichstellungsbeauftragte 
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(1) Der Vorstand bestellt eine Gleichstellungsbe-

auftragte sowie bis zu zwei Stellvertreterin-
nen. Sie wirken auf die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung der Geschlechter sowie 
auf die Beseitigung bestehender Benachteili-
gungen hin und fördern die Vereinbarkeit von 
Familie, Pflege und Beruf in Wissenschaft, 
Krankenversorgung und Verwaltung. Die 
Gleichstellungsbeauftrage berät und unter-
stützt den Vorstand und die übrigen Organe 
und Einrichtungen der MUL-CT in allen die 
Gleichstellung der Geschlechter betreffenden 
Angelegenheiten und wirkt insbesondere bei 
Zielvereinbarungen, Struktur- und Personal-
entscheidungen sowie bei der Erstellung und 
Kontrolle von Frauenförderrichtlinien und 
Frauenförderplänen sowie von Gleichstel-
lungskonzepten und Gleichstellungsplänen 

mit. 
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stell-

vertreterinnen nehmen ihre Aufgaben unab-
hängig und weisungsfrei wahr. Sie sind orga-
nisatorisch unmittelbar dem Vorstand zuge-
ordnet; ihre fachliche Unabhängigkeit bleibt 
hiervon unberührt. Die Gleichstellungsbeauf-
tragte ist über alle Angelegenheiten, die ihre 
Aufgaben betreffen, rechtzeitig und umfas-
send zu unterrichten und anzuhören. Sie hat 
Informations-, Rede- und Antragsrecht in al-
len Organen und Gremien der MUL-CT sowie 
das Recht auf Teilnahme an Bewerbungs- und 
Berufungsverfahren nach Maßgabe des § 76 
Brandenburgisches Hochschulgesetzes 
(BbgHG) vom 9. April 2024 (GVBl. I/24 Nr. 
12), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-

setzes vom 22. Juni 2026 (GVBl. I/26 Nr. 19). 
Sie kann gegenüber den Organen, Gremien 
und sonstigen Stellen der MUL-CT in allen An-
gelegenheiten der Gleichstellung Stellungnah-
men abgeben und Vorschläge unterbreiten. 
Der Vorstand, die Organe und die Einrichtun-
gen der MUL-CT unterstützen die Gleichstel-
lungsbeauftragte bei der Wahrnehmung ihrer 
gesetzlichen Aufgaben. Die Gleichstellungsbe-
auftragte berichtet dem Vorstand und dem 
Wissenschaftssenat regelmäßig über ihre Tä-
tigkeit. Im Übrigen ergeben sich die Rechte 
und Pflichten der Gleichstellungsbeauftragten 
aus § 76 BbgHG in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

(3) Der Vorstand schreibt die Stelle der hauptbe-
ruflichen Gleichstellungsbeauftragten univer-

sitätsintern aus und macht die Ausschreibung 
in den Amtlichen Mitteilungen der MUL-CT be-
kannt. Die Gleichstellungsbeauftragte und die 
Stellvertreterinnen werden von den Mitglie-
dern und Angehörigen der MUL-CT in allge-
meiner, unmittelbarer, freier, gleicher und ge-
heimer Wahl gewählt. Hierfür wird ein univer-
sitätsweiter Wahlkreis gebildet.  

(4) Wahlberechtigt sind die Mitglieder und Ange-
hörigen der MUL-CT nach Maßgabe des § 76 
Absatz 1 BbgHG. Wählbar sind die weiblichen 
Mitglieder der MUL-CT im Sinne des  

§ 66 Absatz 1 BbgHG, die die Gewähr dafür 
bieten, die Aufgaben einer Gleichstellungsbe-
auftragten sachgerecht wahrzunehmen. Bei 
der Aufstellung der Wahlvorschläge soll auf 
eine angemessene Berücksichtigung der Be-
reiche Wissenschaft, Krankenversorgung und 
Verwaltung hingewirkt werden. 

(5) Gewählt ist als Gleichstellungsbeauftragte die 
Kandidatin, die die meisten Stimmen erhalten 
hat. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter durch Los. Als 
erste und zweite Stellvertreterin sind die bei-
den Kandidatinnen mit den nächsthöchsten 
Stimmenzahlen gewählt. Die weiteren Kandi-
datinnen bilden entsprechend der Reihenfolge 
der auf sie entfallenen Stimmen eine Reserve-
liste. Scheidet eine Stellvertreterin vor Ablauf 
der Amtszeit aus ihrem Amt aus oder über-
nimmt sie nach Absatz 7 das Amt der Gleich-

stellungsbeauftragten, rückt die nächste Kan-
didatin der Reserveliste als Stellvertreterin für 
die verbleibende Amtszeit nach. Ist die Reser-
veliste erschöpft, findet eine Nachwahl nach 
Maßgabe der Wahlordnung statt.  

(6) Ergänzend findet die jeweils gültige Wahlord-
nung Anwendung.  

(7) Die Amtszeit der Gleichstellungsbeauftragten 
und der Stellvertreterinnen beträgt vier Jahre. 
Wiederwahl ist zulässig. Die Amtszeiten be-
ginnen und enden gleichzeitig. Scheidet die 
Gleichstellungsbeauftragte vor Ablauf ihrer 
Amtszeit aus dem Amt aus, übernimmt die 
erste Stellvertreterinnen das Amt der Gleich-
stellungsbeauftragten für die Dauer der ver-
bleibenden Amtszeit. Ist die erste Stellvertre-
terin verhindert oder scheidet sie ebenfalls 

aus, tritt an ihre Stelle die zweite Stellvertre-
terin. Übernimmt eine Stellvertreterin das Amt 
der Gleichstellungsbeauftragten oder scheidet 
eine Stellvertreterin vorzeitig aus dem Amt 
aus, rückt die nächste Kandidatin der Reser-
veliste nach § 13 Absatz 5 Satz 4 für die ver-
bleibende Amtszeit nach. Ist die Reserveliste 
erschöpft, findet eine Nachwahl nach Maß-
gabe der Wahlordnung statt. Eine Nachwahl 
erfolgt nur für die jeweils frei gewordenen 
Ämter; die Amtszeit der nachgewählten Amts-
inhaberinnen endet mit Ablauf der regelmäßi-
gen Amtszeit der ursprünglich gewählten 
Gleichstellungsbeauftragten und Stellvertrete-
rinnen. 

 
§ 14 Wirtschaftsführung und Rechnungswe-

sen 
 

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Grundlage 
für die Wirtschaftsführung ist der Wirtschafts-
plan. Für jedes Geschäftsjahr ist vor dessen 
Beginn ein Wirtschaftsplan, bestehend aus 
getrennten Finanz- und Erfolgsplänen für For-
schung und Lehre einerseits und Krankenver-
sorgung andererseits, aufzustellen. Der Wirt-
schaftsplan ist im laufenden Geschäftsjahr bei 
wesentlichen Änderungen anzupassen. Dem 
Wirtschaftsplan ist ein Ausblick auf die 



Amtliche Mitteilungen der Medizinischen Universität Lausitz – Carl Thiem vom 15.09.2026/Nr. 9  

 

6 

Unternehmensplanung für die nächsten fünf 
Jahre anzufügen. 

(2) Die Landeshaushaltsordnung findet keine An-
wendung, mit Ausnahme der  
§§ 7, 48, 49 und 55 LHO, die entsprechende 
Anwendung finden. 

(3) Die Erstellung des Wirtschaftsplans und der 
mittelfristigen Investitionsplanung wird vom 
Kaufmännischen Vorstand koordiniert. Die 
weiteren Vorstandsmitglieder sind gleichbe-
rechtigt zu beteiligen.  

(4) Der Vorstand beschließt den Wirtschaftsplan. 
Der Wirtschaftsplan ist dem Aufsichtsrat so 
rechtzeitig vorzulegen, dass dieser vor Beginn 
des Geschäftsjahres darüber beschließen 
kann. Der Wirtschaftsplan sowie wesentliche 
Änderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Zustimmung des Aufsichtsrats. Dem Wis-
senschaftssenat ist vor der Beschlussfassung 

des Aufsichtsrats Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. 

(5) Liegt zu Beginn eines Geschäftsjahres die Zu-
stimmung des Aufsichtsrats zum Wirtschafts-
plan noch nicht vor, führt die MUL-CT ihre 
Wirtschaftsführung bis zur Zustimmung zum 
Wirtschaftsplan im Wege der vorläufigen 
Haushaltsführung fort. Während der vorläufi-
gen Haushaltsführung dürfen Ausgaben ge-
leistet und Verpflichtungen eingegangen wer-
den, soweit dies erforderlich ist, um rechtlich 
bestehende Verpflichtungen der MUL-CT zu 
erfüllen, den ordnungsgemäßen Betrieb in 
Forschung, Lehre und Krankenversorgung so-
wie der wissenschaftlichen und betrieblichen 
Einrichtungen aufrechtzuerhalten, laufende 
Maßnahmen fortzuführen oder unabweisbare 

Aufgaben der MUL-CT sicherzustellen. 
(6) Der Beginn neuer Maßnahmen ist nur zuläs-

sig, wenn deren Aufschub erhebliche Nach-
teile für die MUL-CT zur Folge hätte oder 
rechtlich unzulässig wäre. Maßnahmen mit er-
heblicher wirtschaftlicher Bedeutung, insbe-
sondere Investitionen und das Eingehen lang-
fristiger finanzieller Verpflichtungen, bedürfen 
während der vorläufigen Haushaltsführung 
der vorherigen Beschlussfassung des Auf-
sichtsrats. Die Durchführung der vorläufigen 
Haushaltsführung obliegt dem Vorstand im 
Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben. Er 
kann zur Ausführung nähere Regelungen tref-
fen.  

(7) Der Wissenschaftssenat ist über die Auf-
nahme und die voraussichtliche Dauer der 

vorläufigen Haushaltsführung unverzüglich zu 
unterrichten. Der Aufsichtsrat ist über die Auf-
nahme, den wesentlichen Umfang und die 
Dauer der vorläufigen Haushaltsführung so-
wie über Maßnahmen von erheblicher wirt-
schaftlicher Bedeutung zu informieren. Seine 
Überwachungs- und Kontrollbefugnisse blei-
ben unberührt. 

(8) Eine wesentliche Änderung des Wirtschafts-
plans liegt insbesondere bei erheblichen Ab-
weichungen im Gesamtvolumen, bei wesent-
lichen Verschiebungen zwischen den 

Aufgabenbereichen oder bei Änderungen we-
sentlicher Investitionen vor. Näheres wird im 
Wirtschaftsplan geregelt. 

 
§ 15 Personalrechtliche Befugnisse 

 
(1) Der Vorstand kann personalrechtliche Befug-

nisse für das Personal auf den Kaufmänni-
schen Vorstand übertragen, soweit das 
BbgUniMedG oder die Geschäftsordnung des 
Vorstands nichts anderes vorsehen. 

(2) Der Kaufmännische Vorstand ist Leiter der für 
Personal- und Verwaltungsangelegenheiten 
zuständigen Abteilung im Sinne des § 7 Per-
sonalvertretungsgesetzes des Landes Bran-
denburg. 

(3) Die Beteiligungs‑ und Mitwirkungsrechte der 
Organe der akademischen Selbstverwaltung 
in Personalangelegenheiten richten sich nach 

den gesetzlichen und inneruniversitären Re-
gelungen. Die Beteiligungsrechte der Perso-
nalvertretungen, der Gleichstellungsbeauf-
tragten sowie weiterer gesetzlich vorgesehe-
ner Interessenvertretungen bleiben unberührt 
und sind in personalrechtlichen Angelegenhei-
ten zu wahren.  
 

§ 16 Organisationseinheiten  
 
(1) Die MUL-CT gliedert sich in Organisationsein-

heiten. Die Organisationseinheiten verfügen 
regelmäßig über eigene Aufgaben und eigene 
Leitungen.  

(2) Organisationseinheiten kann ein eigenes 
Budget zugewiesen werden. Die Entscheidung 
hierüber trifft der Vorstand auf Grundlage 

transparenter und einheitlicher Kriterien. 
Maßgebliche Kriterien für die Zuweisung eines 
eigenen Budgets sind insbesondere: 
a) der Umfang und die Eigenständigkeit der 

wahrzunehmenden Aufgaben,  
b) die wirtschaftliche Bedeutung und Größe 

der Organisationseinheit,  
c) das Maß an eigenverantwortlich zu be-

wirtschaftenden Ressourcen,  
d) die Notwendigkeit einer eigenständigen 

finanziellen Steuerung zur Aufgabenerfül-
lung,  

e) bestehende gesetzliche, vertragliche 
oder förderrechtliche Anforderungen.  

Die Entscheidung über die Zuweisung, Ände-
rung oder Aufhebung eines eigenen Budgets 
erfolgt durch einen Vorstandsbeschluss.  

(3) Organisationseinheiten können je nach ihrer 
Funktion folgende Bezeichnungen tragen:  
a) Abteilungen: Abteilungen sind die 

Grundeinheiten der MUL-CT.  
b) Kliniken: Kliniken sind patientenversor-

gende Einrichtungen, die auf bestimmte 
Arten von Erkrankungen spezialisiert 
sind. 

c) Departements: Departements sind Zu-
sammenschlüsse von Organisationsein-
heiten ähnlicher inhaltlicher Ausrichtung 
und mit ähnlichen Tätigkeitsschwer-
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punkten zu einer größeren wirtschaftli-
chen Einheit. Das übergeordnete Ziel be-
steht darin, die Wirtschaftlichkeit zu stei-
gern, indem gemeinsame Ressourcen 
optimiert genutzt werden. 

d) Zentren: Zentren sind Zusammen-
schlüsse mehrerer Organisationseinhei-
ten, die fächerübergreifend zusammen-
arbeiten und ihre Kompetenzen bün-
deln. 

e) Institute: Institute dienen der Diagnos-
tik, Intervention und Beratung. 

f) Stationen und Funktionsbereiche: Be-
sondere Teilorganisationen innerhalb 
der Kliniken 

g) Beauftragte: Beauftragte werden vom 
Vorstand für übergeordnete Aufgaben 
berufen.  

(4) Der Vorstand ist – mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats – berechtigt, weitere zweckmäßige 
Organisationseinheiten einzurichten. Über die 
Bezeichnung, Aufgaben, Leitung, Organisa-
tion und Budgetausstattung entscheidet der 
Vorstand.  

(5) Die Organisationseinheiten sind zweckmäßig 
und wirtschaftlich effizient auszurichten. Sie 
erbringen bereichsübergreifend Leistungen 
und sind zur Zusammenarbeit verpflichtet. 
Der Vorstand ist zum Erlass von Geschäftsord-
nungen für die Organisationseinheiten be-
rechtigt. Sind mehrere Organisationseinheiten 
an der Bildung einer gemeinschaftlichen Or-
ganisationseinheit (Departments, Zentren) 
beteiligt, ist in der Geschäftsordnung ein an-
gemessener Interessenausgleich sicherzustel-
len.  

(6) Die Leitungsperson einer Organisationseinheit 
entscheidet über alle Angelegenheiten der Or-
ganisationseinheit. Entscheidungen des Vor-
stands haben in jedem Fall Vorrang. Die Lei-
tungsperson der Organisationseinheit ist ver-
antwortlich für die Leistungsfähigkeit der Or-
ganisationseinheit, die Einhaltung des Bud-
gets und die Beachtung der Grundsätze von 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit. Soweit 
der Vorstand Krankenversorgung nicht von 
seinem medizinisch-fachlichen Weisungsrecht 
nach § 24 Absatz 2 BbgUniMedG und der Pfle-
gevorstand nicht von seinem Weisungsrecht 
in pflegerisch-fachlichen Belangen nach § 24 
Absatz 4 BbgUniMedG Gebrauch macht, ist die 
Leitungsperson gegenüber den Mitarbeitern 
der Organisationseinheit weisungsbefugt und 

aufsichtspflichtig. Bei Entscheidungen, die 
Forschung und Lehre betreffen, gelten § 7 
und § 8. 

(7) Tätigkeiten in allen Organisationseinheiten 
der Krankenversorgung der MUL-CT erfolgen 
auf der Grundlage eines konsequent interpro-
fessionellen Ansatzes, bei dem alle Gesund-
heitsberufe zusammenwirken, um eine best-
mögliche, sichere und patientenzentrierte 
Versorgung sowie fach- und berufsübergrei-
fende Forschung und Lehre zu gewährleisten. 
Soweit Tätigkeiten der ärztlichen, 

pflegerischen oder therapeutischen Verant-
wortung unterliegen, bleibt die gesetzliche 
Letztverantwortung des fachlich zuständigen 
Personals unberührt. Die Einhaltung des inter-
professionellen Ansatzes darf die persönliche 
Verantwortung und Haftung der jeweiligen 
Berufsgruppen, die gesetzlich vorgeschrieben 
ist, nicht einschränken.  

(8) Die wesentlichen Organisationseinheiten wer-
den in Form eines Organigramms auf der 
Homepage der Medizinischen Universität ver-
öffentlicht. 

 

§ 17 Experimentierklausel 
 
Eine Abweichung von Bestimmungen dieser Satzung 
zur Erprobung neuer Verfahren ist in Einzelfällen zu-
lässig. Eine Abweichung bedarf der vorherigen Zu-
stimmung des Vorstands und des Aufsichtsrates. 

 
§ 18 Inkrafttreten 
 
§ 11 Absatz 3 tritt am Tage nach der Veröffentlichung 
der Einvernehmensherstellung des Innovations- und 
Netzwerkrats in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der MUL-CT in Kraft. Im Übrigen tritt diese Satzung 
am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtli-
chen Bekanntmachungen der MUL-CT in Kraft.  

 

Cottbus, den 14.09.2026 


